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Entschließung

Verurteilung der antisemitischen und israelfeindlichen Demonstrationen palästinensischer 
Gruppen vom 10. April 2023 in Neukölln

Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Bezirksverordnetenversammlung Neukölln verurteilt die antisemitischen und israelfeindlichen Parolen, 
die während einer Demonstration palästinensischer Gruppen um das Osterwochenende in Neukölln skan-
diert wurden, aufs Schärfste.

Erneut hat in Neukölln bei einer Demonstration palästinensisch-arabischer Gruppen ein Mob gegen Israel 
als Staat und gegen jüdische Mitbürger in Berlin gehetzt. Wie bereits im Mai 2021 skandierten die Demons-
tranten Parolen wie „Tod den Juden“ sowie „Tod Israel“. Damit ist der Tatbestand der Volksverhetzung ge-
geben und der Staatsschutz muss mit Hochdruck gegen die Täter ermitteln.

Die BVV Neukölln darf diese Vorgänge nicht kommentarlos stehen lassen und muss sich pro Israel und für 
die Sicherheit unserer jüdischen Mitbürger aussprechen sowie endlich die Voraussetzungen schaffen, um 
den mittlerweile in Neukölln fast zur Normalität gewordenen arabisch-muslimischen Antisemitismus zu ver-
hindern.

Durch die Politik der schrankenlosen Migration nach Deutschland, die insbesondere Berlin und besonders 
Neukölln schwer belastet, kommt es fortwährend zu einem importierten Judenhass und öffentlichen Hass-
bekundungen gegen Israel. Anstatt Schutzsuchenden Asyl zu gewähren, importiert die deutsche Migrati-
onspolitik die Konflikte der Herkunftsländer, so dass die diese auf deutschem Boden ausgetragen werden.

Der offen bekundete Hass auf Israel, der von hier lebenden Arabern und muslimischen Gruppen ausgeht, 
ist kein Einzelfall und reiht sich in eine unrühmliche Kette von Vorfällen ein, die auch in der BVV vermehrt 
Thema waren. Anstatt aber die richtigen Konsequenzen zu ziehen und eine migrationspolitische Kehrtwen-
de einzuleiten, verharren die Regierenden im Bezirk, im Land und im Bund bei ihrer falschen Politik der 
offenen Tür.

Die BVV Neukölln appelliert an das Bezirksamt sowie den Berliner Senat, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, um künftige Vorfälle dieser Art zu verhindern.
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